
Anträge des Klägers

— Aufhebung der auf die Beschwerde des Klägers (Nr. R/570/
05) ergangenen Entscheidung der Anstellungsbehörde vom
7. September 2005 sowie der aufgrund dieser Entscheidung
getroffenen Maßnahmen;

— Verurteilung der Beklagten in die Kosten des Verfahrens.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Der Kläger, erfolgreicher Teilnehmer des Auswahlverfahrens
COM/PC/04, bestreitet die Rechtmäßigkeit der Entscheidung
der Anstellungsbehörde, ihn nicht als Beamten auf Probe einzu-
stellen, weil er nicht die zu den Bewerbungsvoraussetzungen
dieses Auswahlverfahrens gehörenden Dienstaltersvoraussetzun-
gen erfülle.

Er macht geltend, dass die streitige Entscheidung gegen Artikel
27 des Statuts verstoße, da sie ohne triftigen Grund einen Teil
der Bewerber für die zu besetzende Stelle ausschließe. Er beruft
sich außerdem auf einen Verstoß gegen den Grundsatz der
Nichtdiskriminierung, den Grundsatz der ordnungsgemäßen
Verwaltung, den Grundsatz der Unabhängigkeit des Prüfungs-
ausschusses und den Grundsatz des Vertrauensschutzes. Er trägt
schließlich vor, die Bestimmung der Bekanntgabe des Auswahl-
verfahrens, auf die sich die genannte Entscheidung stütze —
nämlich Punkt III.1 — sei rechtswidrig, weil sie gegen den
Grundsatz der Nichtdiskriminierung verstoße, und müsse daher
nach Artikel 241 EG für unanwendbar erklärt werden.

Klage, eingereicht am 19. Dezember 2005 — Tsarnavas/
Kommission

(Rechtssache F-125/05)

(2006/C 60/100)

Verfahrenssprache: Französisch

Parteien

Kläger: Vassilios Tsarnavas (Athen, Griechenland) (Prozessbe-
vollmächtigter: Rechtsanwalt N. Lhoëst)

Beklagte: Kommission der Europäischen Gemeinschaften

Anträge des Klägers

— Aufhebung der Entscheidung der Anstellungsbehörde vom
1. April 2005 über die Ablehnung des nach Artikel 90
Absatz 1 des Statuts eingereichten Antrags des Klägers
(Antrag Nr. D/007/05);

— soweit erforderlich, Aufhebung der Entscheidung der Kom-
mission vom 7. Oktober 2005 über die Zurückweisung der
Beschwerde des Klägers (Nr. R/488/05);

— Verurteilung der Beklagten zur Zahlung einer Entschädi-
gung von 72 000 Euro für den materiellen und immateriel-
len Schaden, den der Kläger infolge der von der Kommis-
sion während der Beförderungsjahre 1998 und 1999
begangenen wiederholten Unregelmäßigkeiten oder Amts-
fehler erlitten hat;

— Verurteilung der Beklagten in die Kosten des Verfahrens.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Der Kläger wendet sich gegen die Entscheidungen der Kommis-
sion über die Ablehnung des Antrags und Zurückweisung der
Beschwerde, die er eingereicht hatte, um eine Entschädigung
für den materiellen und immateriellen Schaden zu erhalten, der
ihm durch das Verhalten der Kommission während der Beför-
derungsjahre 1998 und 1999 entstanden sei. Der Kläger hatte,
um gegen die von der Kommission ihm gegenüber getroffenen
Maßnahmen vorzugehen, vier vorprozessuale Verfahren und
vier Klageverfahren eingeleitet, die entweder zur Rücknahme
oder zur Aufhebung dieser Maßnahmen führten.

Der materielle Schaden ergebe sich daraus, dass der Kläger
einen Rechtsbeistand habe hinzuziehen müssen, um seine Ver-
teidigung in den vorprozessualen Verfahren in vollem Umfang
zu gewährleisten. Der immaterielle Schaden ergebe sich aus
dem Zustand der Ungewissheit, in dem er sich über mehrere
Jahre befunden habe, sowie aus dem Verlust seines Vertrauens
in die Kommission.

Klage, eingereicht am 22. Dezember 2005 — Borbély/
Kommission

(Rechtssache F-126/05)

(2006/C 60/101)

Verfahrenssprache: Englisch

Parteien

Klägerin: Andrea Borbély (Brüssel, Belgien) (Prozessbevollmäch-
tigter: Rechtsanwalt R. Stötzel)

Beklagte: Kommission der Europäischen Gemeinschaften
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